


















160 Experten arbeiten derzeit für die Missionen und die Zentralstelle in
Brüssel (Büro des Koordinators Sanktionen und SAM-Kommunikati­
onszentrum, welches von der EG teilweise fmanziert und personell besetzt
wird).

2.8 KSZE-Vertreter in Tadschikistan

In Tadschikistan nimmt ein KSZE-Vertreter die Aufgaben der KSZE
wahr. Den Grundstein für seine Präsenz legte der persönliche Vertreter
der amtierenden Vorsitzenden in diesem Land.
Der KSZE-Vertreter in Tadschikistan hat die Aufgabe, im Hinblick auf
die laufenden Bemühungen um eine Lösung des Konflikts in diesem Land
mit dem Sonderbeauftragten des Generalsekretärs der Vereinten Natio­
nen und den Beamten der Vereinten Nationen in Tadschikistan Rück­
sprache zu halten und gegebenenfalls zusammenzuarbeiten. Der Vertreter
hält die KSZE über die Entwicklung im Land auf dem laufenden. Ein er­
ster Bericht auch Reihe VorscWäge zur Aufga­
benteilung mit den Vereinten Nationen und den Hinweis, daß eine stän­
dige KSZE-Präsenz in Tadschikistan angebracht sei.

2.9 Konflikt in dem Gebiet, mit dem sich die Konferenz über Nagomy Ka­
rabach befaßt

Die KSZE beschäftigte sich weiterhin mit Konflikt in dem Gebiet,
mit dem sich die Konferenz über Nagorny Karabach befaßt. Von der
Minsker Gruppe (die im RatsbescWuß vom 24. März 1992 erwähnten
Mitgliedstaaten) wurde nach ausgiebigen Verhandlungen ein "Adaptierter
Zeitplan für Sofortmaßnahmen zur der Resolutionen 822
und 853 des Sicherheitsrats" ausgearbeitet, der darauf beruht, daß eine

von Maßnahmen in gegenseitiger Abstimmung Zug um Zug durch­
geführt werden. Darin ist unter anderem der Truppenrückzug aus den Be­
zirken Kubatli, Agdam, Fisuli, Dschebrail, Kelbadschar und Martakert,
die Wiederherstellung aller Kommunikationseinrichtungen und Verkehrs­
verbindungen, die Herstellung einer dauerhaften und umfassenden Waf­
fenruhe unter KSZE-Überwachung und die Eröffnung der Minsker Kon­
ferenz vorgesehen.
Der "Adaptierte Zeitplan" befaßt sich auch mit humanitären Aspekten,
wie etwa mit dem Austausch von Geiseln und Kriegsgefangenen, dem un­
gehinderten Zugang zur Region für internationale humanitäre Hilfsliefe­
rungen usw. Darüber hinaus sieht der Zeitplan die Entsendung einer
KSZE-Veriftkationsmission vor, die die Vorarbeiten für eine Überwa­
chung durch die KSZE leistet.
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insbesondere in Estland und Lettland sehr starken russischsprachigen
Minderheiten zu befassen. Er arbeitete eng mit der KSZE-Mission in
Estland zusammen. Obwohl der HKNM keine Beweise für eine Verfol...
gung der russischsprachigen Minderheiten in den baltischen Staaten fand,
unterbreitete er den Regierungen Estlands und Lettlands eine Reihe von
Empfehlungen, die auf eine erkennbare Politik des Dialogs mit den natio­
nalen Minderheiten und deren Integration abzielen. Die Empfehlungen
konzentrierten sich insbesondere auf die Gesetzgebung und die Notwen­
digkeit, Angehörige nationaler Minderheiten diesbezüglich über ihre Si­
tuation zu informieren.
Ende Juni und Anfang Juli wurden weitere Besuche in dieses Gebiet er­
forderlich, insbesondere angesichts von Auseinandersetzungen um die
Verabschiedung eines Fremdengesetzes durch das estnische Parlament
und um die teilweise als Reaktion auf dieses Gesetz erhobene Forderung
nach einem Referendum über lokale Autonomie für die estnischen Städte
Narva und Sillamae, deren Bevölkerung hauptsächlich russischsprachig ist.
Der Hohe Kommissar beantwortete im Namen der KSZE das Ersuchen
des estnischen Präsidenten um ein Gutachten der KSZE zum Fremdenge­
setz. Auch als Ergebnis dieser Beratung änderte das estnische Parlament
das Gesetz.
Anfang Juli ersuchte die estnische Regierung den Hohen Kommissar um
einen weiteren Besuch aus Anlaß der schwierigen Frage lokaler Referen­
den. Der Hohe Kommissar gab eine Darstellung der Zusicherungen, die
er von der estnischen Regierung und Vertretern der russischen Volks­
gruppe in Estland zur Lage insgesamt und insbesondere zu den Referen­
den erhalten hatte.
Im Herbst 1993 stattete der HKNM Estland und Lettland erneut einen
Besuch ab, um die Situation und die Durchführung seiner Empfehlungen
im Auge zu behalten.
Im Februar besuchte der Hohe Kommissar die Slowakei und Ungarn, um
die Lage der ungarischen bzw. der slowakischen Minderheit zu untersu­
chen und zu erörtern. Auf seine Empfehlung hin wurde eine Experten­
gruppe für Minderheitenrechte eingerichtet, die innerhalb von zwei Jah­
ren höchstens viermal die Slowakische Republik und Ungarn besuchen
soll, um die Lage der Ungarn in der Slowakei sowie der Slowaken in Un­
garn zu analysieren. Die Gruppe bereiste die Slowakei und Ungarn erst­
mals vom 19.... 29. September und legte dem HKNM ihren Bericht über
die Probleme vor, die den nationalen Minderheiten in diesen Ländern ein
Anliegen sind.
Im Juni und August besuchte der HKNM Rumänien, um sich über die
Lage der dort lebenden Angehörigen nationaler Minderheiten, insbeson...
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gleichzeitiger Vermeidung übermäßiger oder unverhältnismäßiger Ge­
waltanwendung durch die Polizei sei.
Auf Ersuchen des AHB verfaßte der HKNM einen Bericht über die
Roma, der auf dem AHB-Treffen in Prag (21. - 23. September) vorgelegt
wurde.

4. Die Menschliche Dimension

Bei den KSZE-Aktivitäten ging es auch weiterhin um die Implementie­
rung. Das BDIMR war im Bereich der Entwicklung demokratischer In­
stitutionen und der Beratung in Fragen der Menschenrechte und der
Rechtsstaatlichkeit tätig. Das erste Implementierungstreffen über Fragen
der menschlichen Dimension bot Gelegenheit zu einer umfassenden Zu­
standserhebung im KSZE-Gebiet. Auf dem Treffen sprach man sich deut­
lich dafür aus, die menschliche Dimension praktisch und kontinuierlich in
den politischen Konsultationsprozeß der KSZE einzubeziehen.
Im Verlauf dieses Jahres wurde in Warschau eine Reihe weiterer Semi­
nare zu bestimmten Fragen der menschlichen Dimension abgehalten.
Anband der Wortmeldungen und Diskussionen bei diesen Seminaren
konnten aktuelle Probleme herausgearbeitet und skizziert werden.
Das Seminar über Wandernngsbewegungen, einschließlich Flüchtlinge und
Vertriebene befaßte sich mit unfreiwilligen Wanderungsbewegungen, dem
Schutz unfreiwilliger Migranten, der Zusammenarbeit zwischen interna­
tionalen Institutionen und dem Aufbau einzelstaatlicher Institutionen. In
diesem Zusammenhang wurden Fragen der Frühwarnung, der vorbeu­
genden Diplomatie und der Friedenserhaltung unter dem Blickwinkel ei­
ner Planung für Notfälle und einer weiteren Zusammenarbeit erörtert.
Die Teilnehmer diskutierten auch einen möglichen Beitrag der KSZE zur
Defmition einer Migrationspolitik, wobei die Notwendigkeit eines politi­
schen Mechanismus für Migrationsfragen innerhalb der KSZE hervorge­
hoben wurde. Das Problem des Schutzes unfreiwilliger Migranten wurde
beleuchtet. In den Wortmeldungen beim Seminar wurde hervorgehoben,
daß eine umfassende einzelstaatliche Migrationspolitik notwendig sei, und
es wurde festgehalten, welche Rolle den internationalen Organisationen
und Institutionen in diesem Bereich zukäme.
Beim Seminar über Fallstudien zu Fragen nationaler Minderheiten erörter­
ten die Teilnehmer Themen wie staatliche Institutionen, Fälle verstreuter
Siedlungsstruktur, grenzüberschreitende Zusammenarbeit, die Rolle der
KSZE und internationaler Organisationen. In den Wortmeldungen wurde
versucht, die Rechte von Angehörigen nationaler Minderheiten, ein­
schließlich des Rechts auf tatsächliche Teilnahme am öffentlichen Leben,
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die estnische Gesetzgebung zu untersuchen und sie sowie ihren Vollzug
mit allgemein anerkannten Menschenrechtsnormen zu vergleichen
(Dezember 1992); zum dritten Mal von Moldova, um die derzeitige Ge­
setzgebung, den Vollzug von Minderheitenrechten' und die Beziehungen
zwischen den Volksgruppen auf dem Territorium der Republik Moldova
zu untersuchen (Januar - Februar 1993); und schließlich im Juni 1993 vom
AHB gegenüber Serbien-Montenegro, um Untersuchungen zu Berichten
über Menschenrechtsverletzungen, insbesondere die und
Inhaftierung von Vuk und Danica Draskovic, sowie über das angebliche
Verbot der Serbischen Erneuerungspartei anzustellen. Mission
konnte ihre Aufgabe wegen mangelnder Kooperationsbereitschaft der
FRJ nicht erfüllen.)
Die KSZE-Berichterstatter für die Ereignisse in Kroatien und Bosnien­
Herzegowina arbeiteten einen umfassenden Vorschlag aus, wie der
Grundsatz der persönlichen Verantwortung durchgesetzt werden könne,
einschließlich der möglichen Schaffung eines Ad-hoc-Tribunals.

5. Sicherheitskooperation

Das im September 1992 gemäß den Beschlüssen des 1992
ins Leben gerufene KSZE-Forum für Sicherheitskooperation setzte im
vergangenen Jahr die Verhandlungen fort, insbesondere über das Sofort­
programm, das 14 Punkte zu den Fragen Rüstungskontrolle, Abrüstung
und Vertrauens- und Sicherheitsbildung sowie Zusammenarbeit zur Stär­
kung der Sicherheit und Konfliktverhütung enthält.
Das Forum richtete informelle Redaktionsgremien ein; die Teilnehmer
arbeiten an Vereinbarungen, die rechtzeitig für das Ratstreffen von Rom
fertigzustellen sind und folgende Bereiche umfassen:

(a) Informationsaustausch und Dialog über Verteidigungsplanung, worin
sich die Teilnehmerstaaten verpflichten, Informationen über ihre Militär­
doktrin sowie Pläne über bestimmte Teilbereiche ihres Militärpotentials
zur Verfügung zu stellen.
(b) Stabilisierende Maßnahmen für örtlich begrenzte Krisen, die sich bei
bestehenden Konflikten als Ergänzung zu einem politischen Friedensstif­
tungsprozeß als besonders wichtig erweisen könnten.
(c) Grnndsätze für den Transfer konventioneller Waffen, die die
Grundlage für bestimmte Elemente einer den KSZE-Staaten gemeinsa­
men Politik in bezug auf Waffenverkäufe bilden und somit zur Stabilität in
Europa und über Europa hinaus beitragen werden.
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bei. Das Forum ersuchte die KSZE-Staaten und die eingeladenen inter­
nationalen Organisationen eindringlich, Mittel zur Organisation und Fi­
nanzierung von Seminaren und Expertentreffen zu maßgeblichen Fragen
zu beschaffen. Auf dem Forum wurde ferner vereinbart, daß sich der
AHB um eine Finanzierung aus externen Quellen bemühen sollte. Da die
Parlamentarier bei der Schaffung günstiger Voraussetzungen für eine
wirtschaftliche Umgestaltung eine besondere Rolle spielen, wurde be­
schlossen, die Ergebnisse des Treffens an die Parlamentarische Ver­
sammlung der KSZE weiterzuleiten. Als Folgeveranstaltung des Forums
ist ein Seminar über kleine und mittelständische Unternehmen in Volks­
wirtschaften im Übergangsstadium geplant, das im Februar 1994 in Bisch­
kek, Kirgistan, stattfmden soll.
6.2 Gemäß den einschlägigen Bestimmungen des Helsinki-Dokuments
wurde in Valletta, Malta, ein weiteres Seminar über den Mittelmeerraum
abgehalten (17. - 21. Mai 1993). Vertreter nichtteilnehmender Mittel­
meerstaaten und verschiedener internationaler Organisationen leisteten
dazu einen Beitrag. Die Delegierten stellten auf dem Seminar fest, daß
das Ende der Ost-West-Konfrontation bewirken könnte, daß sich der
Spielraum für einen Dialog zwischen der KSZE und den nichtteilnehmen­
den Mittelmeerstaaten vergrößert. Man hielt die Zeit für gekommen, die­
sem Dialog im Sinne der in den Helsinki-Beschlüssen enthaltenen Richtli­
nien neue Impulse zu verleihen. Ein weiteres Gesprächsthema war die
Frage, auf welche Weise über den KSZE-Rahmen hinausgehende, beson­
ders für den Mittelmeerraum relevante autonome Entwicklungen zustan­
dekommen könnten.
Ein Seminar von KSZE-Experten über umweltgerechte Entwicklung der
Wälder in der nördlichen und der gemäßigten Zone wurde vom 27. Sep­
tember bis 1. Oktober in Montreal abgehalten. Es befaßte sich mit Um­
weltproblemen und sah eine große Zahl von Ländern, internationalen und
nichtstaatlichen Organisationen als Teilnehmer.
6.3 Gemäß den Beschlüssen des Ratstreffens von Stockholm besuchte
die amtierende Vorsitzende in Begleitung einer Gruppe von KSZE-Ex­
perten im April die kürzlich aufgenommenen mittelasiatischen Staaten.
Haupthema der Gespräche war die Erläuterung des gesamten Spektrums
der KSZE-Normen und -Aktivitäten und die Aufforderung an diese Staa­
ten, sich aktiv zu beteiligen. Bei der Diskussion des weiteren Vorgehens
wurde hervorgehoben, daß es notwendig sei, über die KSZE in verstärk­
tem Maße zu informieren. Im Gefolge dieses Besuches wird ein Seminar
des Wirtschaftsforums in Bischkek, ein Seminar über Fragen der regiona­
len Sicherheit, ein Seminar über Fragen der menschlichen Dimension und
ein Seminar über allgemeine KSZE-Fragen stattfmden. Alle Seminare
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UJUL,I,u.,J1.VJl.VJLlII.'l,,&.V Vorsitzende verwies in ihrer Erklärung vor dieser Konferenz
die einer verstärkten Zusammenarbeit zwischen den

Vereinten Nationen und anderen internationalen Organisationen in bezug
die der die vorbeugende die

loe:rwacllillLg der von lll1

Rahmen der menschlichen Dimension und einen offenen mit den
neuen KSZE-Teilnehmerstaaten.
Die vertiefte ihre mit dem '-..I' VJLlII.""'''' u...Lb.:,"'"

kretär des und dem Generaldirektor des Büros der Vereinten
Nationen in Genf bei einem informellen das auf ihre Initiative am
9. Juli 1993 in und sich mit einer stärkeren Zusam­

M(~nS,cn~;m'eCJntebefaßte. Ein zweites Treffen in
blIua<lU1JL2; des Generalsekretärs des JI....J....,u..VIIJU-

~t'1"Q1.Il.lnll1"lT stattfmden.
J:'1tlledf~nS(;rhalnlllg wurden Kontakte zwischen der KSZE

..n...n.1n.o.1I"'tJo"1I,n1nC'1I"tJo" hergestellt, durch die eine ge-
genseitige über die Aktivitäten erfolgen soll.
Der AHB ersuchte die amtierende Vorsitzende um Vorschläge, wie der

zwischen der KSZE und den nichtteilnehmenden Mittelmeerstaa-
emLSCjl1lf~Jj1JLCn emes verstärkt

werden könne. Ägypten ood wurde angeboten, an der
KSZE - einschließlich Ratstreffen - weilll behandelt
werden, die für sie von besonderem Interesse sind.

IV: KSZE-Strukturen und -Institutionen

Der Rat bestimmte im Mai 1993 durch den
ersten Generalsekretär KSZE. Dieser trat am 15. Juni 1993 in Wien
sein Amt an. Seine ersten waren die des geneh-

Mitarbeiterstabes, die seines Büros und dessen
Übersiedloog in die neuen KSZE-Büroräume in wo sich auch das
KVZ-Sekretariat befmdet.
Der Generalsekretär wandte sich der zu, tm Rahmen seines
Mandats den amtierenden Vorsitzenden zu 1I11"G"ll1I-.t:lI..,...C' ..... , .. '"7.cl.1n indem er einer
besseren Information der über .IL:Do.U&..JJI...r UII..IL UII.V~J1.V.ILJI. und -Akti-

besonderes widmete.
Gemäß einem vom Stockholmer Ratstreffen erteilten Mandat wurde eine
.rJt..U·-llU"'-UIA. UI'JUv für KSZE-Strukturen und geschaffen, de-

AIi..oILJI.J~Ull.'V es Beschlüsse über eine Einheitliche Organisationsstruk-
die Sekretariate in und Wien sowie für eine umfassende

der Die Ergebnisse dieser
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Beiträgen verfügt, kann sie ihre verschiedenen Aufgaben nicht ord­
nungsgemäß durchführen, wenn die Beiträge nicht rechtzeitig einlangen.
3. Die Ad-hoc-Expertengruppe für effIZiente Verwaltung der KSZE­
Ressourcen, die ihr Mandat vom Stockholmer Ratstreffen erhielt, gab
eine Vielzahl von für eine bessere Verwaltung der KSZE­
Ressourcen insbesondere im Bereich der Personal- und Finanzver­

bnlptlehlun,~en wurden vom AHB verabschiedet; derzeit
erfolgen soll.

geJletlIID.J.gtf~n t::,mt)teJl1ID[1ge~n sehen die eines
....,JULII..LIL""J.. "'JUI.~bo'JUI.....'.LL t:LaULsh,alt:ssv;stems für das gesamte vor. An
der eines solchen Systems wird bereits gearbeitet. Dieses
neue System wird auch andere fmanzielle Funktionen, wie etwa
Rechnungswesen und Finanzplanung, umfassen und sich auf ein entspre­
chendes EDV-Finanzsystem stützen.

Wien, 31. Oktober 1993
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Missionen zur Unterstützung von Sanktionen (SAM) (2)
Koordinator für die Unterstützung von Sanktionen
Albanien
Bulgarien
EJR Makedonien
Kroatien
Rumänien
Ukraine
Ungarn

Zwischensumme für SAM

GESAMTBETRAG

(1) ausgenommen Kurzzeitmissionen
(2) 'Laut den zuletzt vorgelegten Haushalten
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2.935.000
1.437.000
2.494.170
5.817.540
1.200.400
6.422.036
1.827.935
1.884.564

24.018.645

199.139.952




